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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2022 Ausgegeben am 16. September 2022 Teil I

147. Bundesgesetz: Unterbringungsgesetz- und IPR-Gesetz-Novelle 2022
(NR: GP XXVII RV 1527 AB 1561 S. 169. BR: 11016 AB 11052 S. 944.)

147. Bundesgesetz, mit dem das Unterbringungsgesetz, das Sicherheitspolizeigesetz, das
IPR-Gesetz, das AuBerstreitgesetz und die Notariatsordnung gedndert werden
(Unterbringungsgesetz- und IPR-Gesetz-Novelle 2022 — UbG-IPRG-Nov 2022)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Unterbringungsgesetzes

Das Unterbringungsgesetz, BGBI. Nr. 155/1990, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 131/2017, wird wie folgt gedndert:

1. Der Titel des Gesetzes lautet:

»Bundesgesetz iiber die Unterbringung psychisch kranker Personen in Krankenanstalten
(Unterbringungsgesetz — UbG)*“

2. Vor der Uberschrift ,,Schutz der Personlichkeitsrechte* wird folgende Abschnittstiberschrift eingefiigt:

»1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen*

3. § 2 samt Uberschrift lautet:
»Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz gilt fiir in Osterreich befindliche Krankenanstalten und Abteilungen fr
Psychiatrie sowie fur Kinder- und Jugendpsychiatrie, in denen Personen in einem geschlossenen Bereich
angehalten oder sonst Beschrankungen ihrer Bewegungsfreiheit unterworfen werden.

(2) In Wahrnehmung der Befugnisse zur Einschrdnkung des Rechts auf personliche Freiheit und
anderer Personlichkeitsrechte nach diesem Bundesgesetz unterstehen der Trager der Krankanstalt und der
mit der Fihrung der psychiatrischen Abteilung betraute Arzt sowie die Bediensteten der Abteilung der
Aufsicht und den Weisungen des Landeshauptmanns und sind diesem auf dessen Verlangen zur
jederzeitigen Information verpflichtet. 8 60 Abs. 2 und 3 KAKuG, BGBI. Nr. 1/1957, gilt sinngemaR.

(3) Im Sinn dieses Bundesgesetzes bedeutet:
1. Patient: die Person, die in einer psychiatrischen Abteilung untergebracht ist;

2. psychiatrische Abteilung: eine Krankenanstalt fur Psychiatrie oder eine Abteilung fiir Psychiatrie
oder Kinder- und Jugendpsychiatrie;

3. Unterbringung: die Anhaltung von Patienten in einem geschlossenen Bereich oder sonstige
Beschrédnkungen der Bewegungsfreiheit von Patienten;

4. Abteilungsleiter: der mit der Fuhrung der psychiatrischen Abteilung betraute Facharzt oder sein
Vertreter;

5. Facharzt: ein Facharzt fur Psychiatrie, fiir Psychiatrie und Neurologie, fiir Neurologie und
Psychiatrie oder fur Psychiatrie und Psychotherapeutische Medizin;
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6. Facharzt fiir Kinder- und Jugendpsychiatrie: ein Facharzt fir Kinder- und Jugendpsychiatrie, fur
Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapeutische Medizin, fir Kinder- und
Jugendheilkunde mit einer anerkannten ergénzenden speziellen Ausbildung in Kinder- und
Jugendpsychiatrie oder ein Facharzt im Sinn der Z 5 mit einer solchen Ausbildung;

7. Verein: der fir die Namhaftmachung von Patientenanwalten nach der Lage der psychiatrischen
Abteilung 6rtlich zustandige Verein im Sinn des § 1 ErwSchVG, BGBI. Nr. 156/1990;

8. Patientenanwalt: die vom Verein dem éarztlichen Leiter der Krankenanstalt und dem Vorsteher
des Bezirksgerichts als Patientenanwalt schriftlich namhaft gemachte sowie jede nach § 43
bestellte Person;

9. gewahlter Vertreter: ein vom Patienten nach § 16 selbst gewahlter Vertreter;

10. gesetzlicher Vertreter: ein Vorsorgebevollmachtigter, sobald der Eintritt des Vorsorgefalls im
Osterreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis (OZVV) eingetragen ist, ein gewéhlter oder
gesetzlicher Erwachsenenvertreter nach der Registrierung im OZVV oder ein gerichtlicher
Erwachsenenvertreter,  jeweils mit  entsprechendem  Wirkungsbereich, oder ein
Erziehungsherechtigter;

11. Erziehungsberechtigter: eine im Rahmen der Obsorge oder sonst im Einzelfall im Bereich der
Pflege und Erziehung vertretungsbefugte Person;

12. Vertreter: Patientenanwalt, gewéhlter Vertreter und gesetzlicher Vertreter;

13. Vertrauensperson: eine vom Patienten zur Unterstitzung der Meinungsbildung nach § 16a
namhaft gemachte Person;

14. Angehorige: die Eltern und GroReltern, volljdhrige Kinder und Enkelkinder, Geschwister,
Nichten und Neffen, Ehegatte oder eingetragener Partner oder Lebensgefahrte, wenn dieser mit
der betroffenen Person seit mindestens drei Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt, sowie die von
der betroffenen Person in einer Erwachsenenvertreter-Verfligung bezeichnete Person;

15. besondere Heilbehandlung: eine medizinische Behandlung, die gewdhnlich mit einer schweren
oder nachhaltigen Beeintrachtigung der korperlichen Unversehrtheit oder der Personlichkeit
verbunden ist.*

4. Die bisherige Uberschrift vor § 3 wird durch folgende Abschnittstiberschrift ersetzt:

»2. Abschnitt
Voraussetzungen der Unterbringung*

5. Die Abschnittsiiberschrift und die Paragrafenuberschrift vor § 4 lauten:

»3. Abschnitt
Unterbringung auf Verlangen

Verlangen*

6. 8 4 Abs. 1 und 2 lautet:

»(1) Eine Person, bei der die Voraussetzungen der Unterbringung vorliegen, darf auf ihr eigenes
Verlangen nur dann untergebracht werden, wenn sie entscheidungsféhig ist. Eine nicht
entscheidungsféahige Person darf weder auf ihr Verlangen noch auf Verlangen ihres Vertreters
untergebracht werden.

(2) Das Verlangen muss vor der Unterbringung eigenhéndig schriftlich gestellt werden. Dies hat in
Gegenwart des Abteilungsleiters zu geschehen.*

7. 8 5 entfallt.

8. Die Paragrafeniiberschrift vor § 6 lautet:
sAufnahmeuntersuchung, Belehrung und Verstindigung“

9. § 6 Abs. 2 lautet:

,»(2) Das Ergebnis der Untersuchung ist in der Krankengeschichte oder, wenn die Voraussetzungen
der Unterbringung nicht vorliegen, auf sonst geeignete Weise zu dokumentieren. Das arztliche Zeugnis ist
der Dokumentation als Bestandteil anzuschlieen.*

www.ris.bka.gv.at



BGBI. | - Ausgegeben am 16. September 2022 - Nr. 147 3von 17

10. In 8 6 Abs. 3 wird das Wort ,,Kranken‘ durch das Wort ,,Patienten* ersetzt.

11. Dem § 6 wird folgender Abs. 4 angeftigt:

»(4) Der Abteilungsleiter hat von der Unterbringung unverziiglich den Vertreter des Patienten und
dessen Vertrauensperson sowie einen Angehdrigen, der mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebt oder fiir
ihn sorgt, oder die Einrichtung, die ihn umfassend betreut, zu verstdndigen. Der Verstandigung des
Vertreters ist eine maschinschriftliche Ausfertigung des éarztlichen Zeugnisses nach Abs. 1
anzuschliefen.*

12. Vor § 7 wird folgende Uberschrift eingefiigt:

»Dauer der Unterbringung auf Verlangen“

13. § 8 samt Uberschriften lautet:

»4. Abschnitt
Unterbringung ohne Verlangen

Arztliche Untersuchung und Bescheinigung

8 8. (1) Eine Person darf gegen oder ohne ihren Willen nur dann in eine psychiatrische Abteilung
gebracht werden, wenn sie ein im offentlichen Sanitatsdienst stehender Arzt, ein Polizeiarzt oder ein vom
Landeshauptmann erméchtigter Arzt untersucht und bescheinigt, dass die Voraussetzungen der
Unterbringung vorliegen.

(2) Der Bundesminister fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz hat mit
Verordnung die fachlichen und personlichen Voraussetzungen fur eine Erméchtigung zur Durchflihrung
der in 88 Abs.1 genannten Untersuchung und Bescheinigung sowie fur die Entziehung der
Erméchtigung festzulegen. In Wahrnehmung der Aufgaben dieses Bundesgesetzes unterstehen die
erméchtigten Arzte der Aufsicht und den Weisungen des Landeshauptmanns und sind diesem auf dessen
Verlangen zur jederzeitigen Information verpflichtet.

(3) Der in Abs. 1 genannte Arzt hat nachweislich abzukléren, ob die betroffene Person in anderer
Weise als durch Unterbringung ausreichend medizinisch behandelt oder betreut werden kann; dazu kann,
soweit dies zweckmaRig und verh&ltnisméRig ist, insbesondere

1. ein Gesprach mit der betroffenen Person, mit anwesenden Angehdrigen oder sonst nahestehenden
Personen sowie mit von der betroffenen Person namhaft gemachten Personen,
2. ein Gesprach mit dem behandelnden Arzt oder dem betreuenden Dienst oder

3. die Beiziehung eines mit offentlichen Mitteln geforderten Krisendienstes, wenn ein solcher
regional zur Verfiigung steht, dienen.

(4) Der Arzt hat in der Bescheinigung leserlich seine Kontaktdaten und weiters im Einzelnen die
Grinde anzufiihren, aus denen er das Vorliegen einer psychischen Krankheit und einer daraus
resultierenden Gefahrdung im Sinn des § 3 Z 1 annimmt sowie darzulegen, weshalb diese Geféhrdung nur
durch Aufnahme in einer psychiatrischen Abteilung abgewendet werden kann.*

14. § 9 wird durch folgenden § 9 samt Uberschrift ersetzt:
»Vorfiihrung durch die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes

8 9. (1) Die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes sind verpflichtet, eine Person, bei der sie aus
besonderen Griinden die Voraussetzungen des § 3 Z 1 fiir gegeben erachten, zur Untersuchung zu einem
Arzt im Sinn des § 8 Abs. 1 zu bringen oder diesen der Amtshandlung beizuziehen.

(2) Bescheinigt der Arzt das Vorliegen der Voraussetzungen der Unterbringung, so haben die
Organe des Offentlichen Sicherheitsdienstes die betroffene Person in eine psychiatrische Abteilung zu
bringen oder die Verbringung zu veranlassen. Wird eine solche Bescheinigung nicht ausgestellt, so darf
die betroffene Person nicht langer angehalten werden.

(3) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes kénnen die betroffene Person auch ohne
Untersuchung und Bescheinigung im Sinn des § 8 in eine psychiatrische Abteilung bringen, wenn
1. die Beiziehung eines Arztes nach § 8 Abs. 1 fr die betroffene Person, insbesondere wegen der
damit verbundenen Wartezeit oder Wegstrecken, unzumutbar ist,
2. sie von einem Facharzt oder einem Facharzt fir Kinder- und Jugendpsychiatrie beigezogen
werden, der nachvollziehbar im Rahmen seiner Behandlung oder Betreuung der betroffenen
Person die VVoraussetzungen des § 3 fir gegeben erachtet,
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3. sie von einem Notarzt beigezogen werden, der nachvollziehbar im Rahmen seiner Behandlung
der betroffenen Person die Voraussetzungen des § 3 fur gegeben erachtet,

4. ein ohne Verlangen untergebrachter Patient nicht langer als sieben Tage der psychiatrischen
Abteilung eigenméchtig ferngeblieben ist und der Abteilungsleiter die VVoraussetzungen des § 3
weiterhin fur gegeben erachtet,

5. ein ohne Verlangen untergebrachter Patient nicht l&nger als sieben Tage in einer anderen
Abteilung oder in einer anderen Krankenanstalt behandelt wurde und nun nicht freiwillig in die
psychiatrische Abteilung zuriickkehrt, obwohl der Abteilungsleiter die VVoraussetzungen des § 3
weiterhin fiir gegeben erachtet, oder

6. Gefahr im Verzug vorliegt.

(4) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes haben die notwendigen Vorkehrungen zur
Abwehr von Gefahren zu treffen, unter méglichster Schonung der betroffenen Person vorzugehen und
erforderlichenfalls den drtlichen Rettungsdienst beizuziehen. Sie sind erméchtigt, die Vorfuhrung mit
unmittelbarer Zwangsgewalt durchzusetzen. Die psychiatrische Abteilung, in die die betroffene Person
gebracht werden soll, ist vom Rettungsdienst vorab zu verstandigen. Wird kein Rettungsdienst
beigezogen, so haben die vorfiihrenden Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes die psychiatrische
Abteilung vorab zu versténdigen.

(5) Die Organe des oOffentlichen Sicherheitsdienstes sind — wenn die betroffene Person nach
entsprechender Belehrung nicht widerspricht — erméchtigt, von deren Vorfihrung in die psychiatrische
Abteilung einen Angehorigen, der mit ihr im gemeinsamen Haushalt lebt oder fur sie sorgt, zu
verstandigen. Die betroffene Person hat das Recht, dass auf ihr Verlangen unverziiglich ein Angehdriger,
ein gewahlter Vertreter, ein gesetzlicher Vertreter oder eine von ihr namhaft gemachte Person von der
Amtshandlung verstandigt wird.

(6) Die Organe des Offentlichen Sicherheitsdienstes sind verpflichtet, in einem Bericht Gber die
Amtshandlung die Grinde, die zur Annahme des Vorliegens einer psychischen Krankheit sowie einer
damit im Zusammenhang stehenden Gefahrdung gefiihrt haben, bei Gefahrdung anderer, ob
gegebenenfalls ein Betretungs- und Annéherungsverbot gemal? § 38a Abs. 1 SPG oder eine einstweilige
Verfiigung nach 8§ 382b, 382c oder 382d EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde, die vorfiihrende
Sicherheitsdienststelle und die Sicherheitsbehorde, der die Amtshandlung zuzurechnen ist, anzufiihren.

15. § 10 samt Uberschrift lautet:
sAufnahmeuntersuchung, Belehrung und Verstindigung

810. (1) Der Abteilungsleiter hat die betroffene Person unverziiglich zu untersuchen. Zur
Abklarung, ob die betroffene Person in anderer Weise als durch Unterbringung ausreichend medizinisch
behandelt oder betreut werden kann, hat er in sinngemafer Anwendung des § 8 Abs. 3 die erforderlichen
Erhebungen durchzufilhren. Die betroffene Person muss aufgenommen werden, wenn nach seinem
arztlichen Zeugnis die Voraussetzungen der Unterbringung vorliegen.

(2) Der Abteilungsleiter hat den aufgenommenen Patienten ehestens Uber die Grinde der
Unterbringung zu unterrichten. Er hat von der Unterbringung unverzuglich den Vertreter des Patienten
und dessen Vertrauensperson sowie einen Angehdrigen, der mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebt oder
fiir ihn sorgt, oder die Einrichtung, die ihn umfassend betreut, zu verstandigen. Der Verstandigung des
Vertreters ist eine Ausfertigung des arztlichen Zeugnisses nach Abs. 1 anzuschlieRen.

(3) Verlangt dies der Patient, sein Vertreter oder der Abteilungsleiter, so hat ein weiterer Facharzt
den Patienten spatestens am Vormittag des auf das Verlangen folgenden Werktags zu untersuchen und ein
zweites arztliches Zeugnis Uber das Vorliegen der VVoraussetzungen der Unterbringung zu erstellen, es sei
denn, dass die Anhérung (8 19) bereits stattgefunden hat oder die Unterbringung bereits aufgehoben
worden ist (8§ 32); auf dieses Recht hat der Abteilungsleiter den Patienten hinzuweisen. Liegen die
Voraussetzungen der Unterbringung nach dem zweiten &rztlichen Zeugnis nicht (mehr) vor, so ist die
Unterbringung sogleich aufzuheben. Eine maschinschriftliche Ausfertigung des zweiten &rztlichen
Zeugnisses ist dem Vertreter unverziiglich zu ibermitteln. Der Samstag gilt nicht als Werktag.

(4) Das Ergebnis der Untersuchungen ist in der Krankengeschichte oder, wenn die Voraussetzungen
der Unterbringung nicht vorliegen, auf sonst geeignete Weise zu dokumentieren. Die &rztlichen Zeugnisse
sind der Dokumentation in maschinschriftlicher Ausfertigung anzuschlief3en.

(5) Wird die betroffene Person nicht aufgenommen, so hat sich der Abteilungsleiter nachweislich um
eine angemessene soziale und psychiatrische Betreuung derselben zu bemiihen, soweit er eine solche fir
erforderlich hélt.
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(6) Der Abteilungsleiter hat vom Umstand, dass die betroffene Person nicht aufgenommen wird,
ihren Vertreter und eine von ihr namhaft gemachte Person zu verstandigen. Im Fall eines
Erwachsenenvertreters ist dieser unabhangig von seinem Wirkungsbereich zu verstdndigen, es sei denn
die betroffene Person ist schon umfassend betreut. Wenn die betroffene Person nach entsprechender
Belehrung nicht widerspricht, hat der Abteilungsleiter einen Angehdérigen, der mit ihr im gemeinsamen
Haushalt lebt oder fiir sie sorgt, oder die Einrichtung, die sie umfassend betreut, zu verstandigen.*

16. In § 11 lautet der Einleitungsteil: ,,§ 10 ist auch anzuwenden, wenn*

17. In § 11 Z 1 wird das Wort ,,Kranken* durch das Wort ,,Menschen* und das Wort ,,da3“ durch das
Wort ,,dass* ersetzt.

18.In 8§ 11 Z 2 wird das Wort ,,daB* durch das Wort ,.dass* ersetzt.

19. Vor der Uberschrift vor § 12 ,Zustindigkeit des Gerichtes und Verfahren* wird folgende
Abschnittsuiberschrift eingefligt:

»3. Abschnitt
Gerichtliche Uberpriifung

20. In § 12 Abs. 1 wird das Wort , Kranken‘ durch das Wort ,,Patienten‘ ersetzt.

21. In § 12 Abs. 2 wird das Wort , Kranke* durch das Wort ,,Patienten* ersetzt und nach dem Wort
»AuBerstreitgesetzes* die Wendung ,, , BGBI. | Nr. 111/2003, “ eingefugt.

22. In der Uberschrift vor § 13 wird das Wort , Kranken* durch das Wort ,,Patienten* ersetzt.
23.In 8 13 Abs. 1 wird das Wort ,,Kranke* durch das Wort ,,Patient” ersetzt.

24.8 13 Abs. 3 entfallt.

25. In § 13 erhélt der bisherige Abs. 4 die Absatzbezeichnung ,,(3)*.

26. § 14 lautet:

8 14. (1) Der Verein wird mit der Aufnahme eines ohne Verlangen untergebrachten Patienten kraft
Gesetzes dessen Vertreter und vertritt diesen in dem in diesem Bundesgesetz vorgesehenen gerichtlichen
Verfahren und bei der Wahrnehmung der insbesondere in den 8§ 33 bis 39 verankerten Rechte.

(2) Der Verein kann vom Patienten zur Vertretung bei der Wahrung der aus diesem Bundesgesetz
erwachsenen Rechte auch vor den Verwaltungsgerichten und anderen Behdrden bevollmachtigt werden.

(3) Die Vertretungsbefugnis des Patientenanwalts bleibt nach der Aufhebung der Unterbringung und
nach dem Tod des Patienten fir Vertretungshandlungen, die sich auf Sachverhalte wéhrend der
Unterbringung beziehen, aufrecht.

(4) Durch die in den Abs. 1 bis 3 genannten Vertretungsbefugnisse werden die Handlungsfahigkeit
des Patienten und die Vertretungsbefugnis eines sonstigen Vertreters nicht beschréankt.

(5) Der Abteilungsleiter hat dafiir zu sorgen, dass der Patient nachweislich Auskunft dariiber erhélt,
wer sein Patientenanwalt ist, und dass er sich mit diesem vertraulich besprechen kann. Die Auskunft ist
auch dem gesetzlichen Vertreter und der Vertrauensperson des Patienten und auf Verlangen des Patienten
auch dessen Angehdrigen zu erteilen.

(6) Auch einem auf Verlangen untergebrachten Patienten ist auf sein Ersuchen die Mdglichkeit zu
geben, sich mit dem Patientenanwalt vertraulich zu besprechen. Hegt der Patientenanwalt Zweifel an der
Wirksamkeit des Verlangens nach Unterbringung, so hat er dies dem Abteilungsleiter mitzuteilen. Mit
Zustimmung des Patienten vertritt er diesen namens seines Vereins bei der Wahrnehmung der in den
88 33 bis 39 verankerten Rechte; Abs. 4 gilt sinngemaf.

27. 815 Abs. 1 lautet:

(1) Der Patientenanwalt hat den Patienten (ber beabsichtigte Vertretungshandlungen und sonstige
wichtige Angelegenheiten oder MaRnahmen zu unterrichten und den Wuinschen des Patienten zu
entsprechen, soweit dessen Wohl hierdurch nicht erheblich geféhrdet ist und dies dem Patientenanwalt
zumutbar ist.*
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28. In §15 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,und Angehorigen” durch die Wortfolge ,,, Angehérigen und
Vertrauenspersonen® ersetzt.

29. 8§ 16 lautet:

»8 16. (1) Der Patient kann auch selbst einen Vertreter wahlen, und zwar durch Erteilung einer
Vollmacht; dieser gewahlte Vertreter hat das Gericht von der Bevollméachtigung und der Beendigung des
Vollmachtsverhéaltnisses zu verstandigen.

(2) Die Vertretungsbefugnis des Vereins bleibt trotz Bevollméchtigung eines gewahlten Vertreters
im Sinn des Abs. 1 aufrecht.

(3) Von der Begriindung oder der Beendigung des Vollmachtsverhéltnisses eines Patienten hat das
Gericht den Verein und den Abteilungsleiter zu verstindigen.*

30. Nach § 16 wird folgender § 16a samt Uberschrift eingefiigt:
Lunterstiitzung des Patienten durch eine Vertrauensperson

8 16a. (1) Der Patient hat das Recht, dem Abteilungsleiter jederzeit eine Vertrauensperson namhaft
zu machen. Diese hat die Aufgabe, den Patienten in seiner Meinungsbildung zu unterstiitzen;
Vertretungsbefugnisse kommen ihr nicht zu.

(2) Der Abteilungsleiter hat daflir zu sorgen, dass der Patient tber sein Recht auf Namhaftmachung
einer Vertrauensperson moglichst frithzeitig und nachweislich informiert wird.*

31. In § 18 wird das Wort ,,Kranken* durch das Wort ,,Patienten‘ ersetzt.
32. In der Uberschrift zu § 19 wird das Wort ,,Kranken® durch das Wort ,,Patienten ersetzt.

33. § 19 lautet:

,»(1) Das Gericht hat sich binnen vier Tagen ab Kenntnis von der Unterbringung einen personlichen
Eindruck vom Patienten in der psychiatrischen Abteilung zu verschaffen. Es hat ihn tGber Grund und
Zweck des Verfahrens zu unterrichten und hiezu zu hoéren. Sofern dies im Rahmen der Behandlung
vertretbar ist, hat der Abteilungsleiter daflir zu sorgen, dass der Patient nicht unter einer die Anhérung
beeintrachtigenden medizinischen Behandlung steht.

(2) Das Gericht hat Einsicht in die Krankengeschichte zu nehmen sowie den Abteilungsleiter, den
Patientenanwalt und — sofern sie in der psychiatrischen Abteilung anwesend sind — den gewéhlten
Vertreter, den gesetzlichen Vertreter, die Vertrauensperson und einen Angehérigen des Patienten zu
horen.

(3) Das Gericht kann der Anhérung des Patienten einen nicht der Krankenanstalt angehdrenden
Facharzt als Sachverstandigen beiziehen. Dem Patienten, seinem Vertreter sowie dem Abteilungsleiter ist
Gelegenheit zu geben, Fragen zu stellen.*

34. In § 20 Abs. 1 wird das Wort ,,dal* durch das Wort ,,dass* ersetzt.
35. 8§ 21 entfallt.

36. § 22 samt Uberschrift lautet:
w»Miindliche Verhandlung

8 22. (1) Zur Vorbereitung der mindlichen Verhandlung hat das Gericht einen oder mehrere, auf
Verlangen des Patienten oder seines Vertreters aber jedenfalls einen zweiten Sachverstdndigen (8 19
Abs. 3) zu bestellen. Der Sachverstandige hat den Patienten unverziglich zu untersuchen, die
Krankengeschichte einzusehen und ein schriftliches Gutachten tber das Vorliegen der Voraussetzungen
der Unterbringung zu erstatten. Das Gutachten ist fir den Patienten mdglichst verstéandlich zu begriinden.

(2) Das Gericht hat die Ladung zur mundlichen Verhandlung sowie den Beschluss auf Bestellung
des Sachverstandigen dem Patienten, dessen Vertreter, dem Sachverstandigen und dem Abteilungsleiter
sowie — auf Verlangen des Patienten — dessen Vertrauensperson zuzustellen.

(3) Der Sachverstandige hat sein Gutachten dem Gericht, dem Patienten, dessen Vertreter und dem
Abteilungsleiter sowie — auf Verlangen des Patienten — dessen Vertrauensperson rechtzeitig vor der
miindlichen Verhandlung zu iibermitteln.*
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37. 8§ 23 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,»Es kann auch dem Patienten nahestehende Personen sowie sonstige Personen und Stellen, die dessen
medizinische Behandlung oder Betreuung auBerhalb der psychiatrischen Abteilung bisher Gbernommen
haben oder zukiinftig Gbernehmen kdnnten, horen oder deren schriftliche AuBierungen einholen.*

38. § 24 lautet:

8 24. Der Abteilungsleiter hat vor Beginn der mindlichen Verhandlung dem Gericht die
Krankengeschichte zugénglich zu machen und dafiir zu sorgen, dass der Patient an der mindlichen
Verhandlung teilnehmen kann. Dabei ist auch darauf zu achten, dass andere Patienten die Verhandlung
tunlichst nicht wahrnehmen kénnen.

39. § 25 Abs. 1 lautet:

»(1) Die miindliche Verhandlung ist nicht offentlich. Auf Verlangen des Patienten oder seines
Vertreters ist die Offentlichkeit jedenfalls herzustellen. 8 140 Abs. 2 und 3 Auf3StrG ist anzuwenden.*

40. In 8 25 Abs. 2 wird das Wort , Kranken® durch das Wort ,,Patienten‘ ersetzt.
41. § 25 Abs. 3 entfallt.

42. Die Uberschrift zu § 26 lautet:
,,Beschluss*

43, § 26 Abs. 1 lautet:

»(1) Am Schluss der mindlichen Verhandlung hat das Gericht (ber die Zul&ssigkeit der
Unterbringung zu entscheiden. Der Beschluss ist in der mindlichen Verhandlung in Gegenwart des
Patienten zu verkiinden, zu begriinden und diesem mdglichst verstandlich zu erldutern.*

44, In § 27 zweiter Satz wird das Wort ,.Beschluf3* durch das Wort ,. Beschluss und das Wort , Kranken*
durch das Wort ,,Patienten* ersetzt.
45, § 28 Abs. 1 lautet:
»(1) Gegen den Beschluss, mit dem die Unterbringung fiir zuldssig erklért wird, konnen der Patient
und sein Vertreter innerhalb von 14 Tagen ab Zustellung Rekurs erheben.*
46. In § 28 Abs. 3 wird das Wort ,,Kranken‘ durch das Wort ,,Patienten* ersetzt.
47. In § 29 Abs. 1 wird das Wort , Kranke* durch das Wort , Patient* ersetzt.
48. In § 29 Abs. 2 wird das Wort ,,Kranken* durch das Wort ,,Patienten* ersetzt.
49. In § 30 Abs. 2a wird das Wort ,,Kranken“ durch das Wort ,,Patienten* ersetzt.

50. Die Abschnittstiberschrift vor § 31 lautet:

,,0. Abschnitt
Aufhebung der Unterbringung*
51. In § 31 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,eine der in § 28 Abs. 1 genannten Personen‘ durch die Wortfolge
,,der Patient oder sein Vertreter ersetzt.
52. § 32 samt Uberschrift lautet:

,»8 32. (1) Der behandelnde Arzt hat das weitere Vorliegen der Unterbringungsvoraussetzungen in
der Krankengeschichte zumindest wdchentlich, sollte aber die Unterbringung bereits Uber sechs Monate
andauern, zumindest monatlich zu dokumentieren.

(2) Unbeschadet der Félle, in denen das Gericht die Unterbringung des Patienten fur nicht oder fur
nicht mehr zul&ssig erklart, hat der Abteilungsleiter die Unterbringung jederzeit aufzuheben, wenn deren
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.

(3) Der Abteilungsleiter hat die Unterbringung auRerdem aufzuheben, wenn

1. ein ohne Verlangen untergebrachter Patient der Abteilung eigenméchtig ferngeblieben ist und
seit Bekanntwerden dieses Umstandes 24 Stunden vergangen sind,
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2. ein Patient langer als 24 Stunden aufRerhalb der psychiatrischen Abteilung behandelt wurde, oder

3.in den Fallen der Z1 und 2 zwar noch nicht 24 Stunden vergangen sind, eine rechtzeitige
Ruckfuhrung bis zur gerichtlichen Entscheidung nach den 8§ 20 oder 26 Abs. 1 aber nicht
moglich ist.

53. In § 32a wird das Wort , Kranke* durch das Wort ,,Patient* ersetzt.

54. Nach § 32a wird folgender § 32b eingefligt:

,»8 32b. (1) Der Abteilungsleiter hat bis zur Aufhebung der Unterbringung mit dem Patienten ein
Gespréch dariiber zu fihren, welche Behandlungen und MaBnahmen seine Situation wahrend der
Unterbringung verbessert haben, wie er sich seinen Alltag nach der Entlassung aus der psychiatrischen
Abteilung vorstellt und auf welche Art und Weise in einer neuerlichen Gefahrdungssituation vorgegangen
werden soll. Dem Patienten ist die Moglichkeit anzubieten, das Gesprach in Anwesenheit einer von ihm
benannten Person durchzufiihren.

(2) Auf Verlangen des Patienten ist von diesem und dem Abteilungsleiter fir den Fall einer erneuten
stationdren Behandlung in der konkreten psychiatrischen Abteilung ein Behandlungsplan festzulegen;
dieser kann etwa Absprachen zu Medikamenten und deren Verabreichung, Hinweise, wie
Beschréankungen in Krisensituationen vermieden werden kdnnen, Angaben zur ambulanten Behandlung
sowie Kontaktwiinsche enthalten. Der Behandlungsplan ist in der Krankengeschichte zu dokumentieren
und dem Patienten in Kopie auszufolgen.

(3) Der Abteilungsleiter hat sich nachweislich um eine angemessene soziale und psychiatrische
Betreuung des Patienten zu bemuhen, soweit er eine solche nach dessen Entlassung flr erforderlich hlt.

(4) Der Abteilungsleiter hat von der Aufhebung der Unterbringung unverzlglich das Gericht, den
Vertreter und die Vertrauensperson des Patienten zu verstandigen. Im Fall eines Erwachsenenvertreters ist
dieser unabhéngig von seinem Wirkungsbereich zu verstdndigen, es sei denn die betroffene Person ist
schon umfassend betreut. Wenn der Patient nach entsprechender Belehrung nicht widerspricht, hat der
Abteilungsleiter auch einen Angehdrigen, der mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebt oder fiir ihn sorgt,
oder die Einrichtung, die ihn umfassend betreut, zu verstandigen.*

55. Vor der Uberschrift vor §33 ,Beschrinkungen der Bewegungsfreiheit“ wird folgende
Abschnittsuberschrift eingefugt:

7. Abschnitt
Beschrinkungen und Behandlungen*

56. 8§ 33 lautet:

,»8 33. (1) Beschrédnkungen des Patienten in seiner Bewegungsfreiheit sind nach Art, Umfang und
Dauer nur insoweit zul&ssig, als sie im Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr im Sinn des § 3 Z 1 sowie zur
medizinischen Behandlung oder Betreuung unerldsslich sind und zu ihrem Zweck nicht auBer Verhaltnis
stehen.

(2) Im Allgemeinen darf die Bewegungsfreiheit des Patienten nur auf mehrere Rdume oder auf
bestimmte rdumliche Bereiche beschrankt werden.

(3) Beschrankungen der Bewegungsfreiheit auf einen Raum oder innerhalb eines Raumes sind vom
behandelnden Arzt jeweils besonders anzuordnen, in der Krankengeschichte unter Angabe des Grundes
zu dokumentieren und unverzlglich dem Vertreter des Patienten mitzuteilen. Auf Verlangen des
Patienten, seines Vertreters oder des Abteilungsleiters hat das Gericht (iber die Zuldssigkeit einer solchen
Beschrinkung unverziiglich zu entscheiden.*

57. § 34 samt Uberschrift lautet:

»Kontakte zur Aullenwelt

8 34. (1) Der Briefverkehr des Patienten allgemein sowie dessen Kontakte mit seinem Vertreter
durfen nicht eingeschrankt werden.

(2) Das Recht des Patienten, mit Personen auRerhalb der psychiatrischen Abteilung anders als in
Form von Briefen zu kommunizieren und von ihnen Besuche zu empfangen, darf nur eingeschrankt
werden, soweit dies zur Abwehr einer Gefahr im Sinn des § 3 Z 1 oder zum Schutz der Rechte anderer
Personen in der psychiatrischen Abteilung unerldsslich ist und die Einschrankung zu ihrem Zweck nicht
auBer Verhéltnis steht. Der behandelnde Arzt hat die Einschrankung besonders anzuordnen, in der

www.ris.bka.gv.at



BGBI. | - Ausgegeben am 16. September 2022 - Nr. 147 9von 17

Krankengeschichte unter Angabe des Grundes zu dokumentieren sowie unverziglich dem Patienten und
dessen Vertreter mitzuteilen. Auf Verlangen des Patienten, seines Vertreters oder des Abteilungsleiters
hat das Gericht tiber die Zuldssigkeit einer solchen Einschrinkung unverziiglich zu entscheiden.*

58. § 34a lautet:

,»8 34a. Beschrankungen sonstiger Rechte des Patienten wahrend der Unterbringung, insbesondere
Beschrankungen der Rechte auf Gebrauch personlicher Gegenstande und Ausgang ins Freie, sind, soweit
nicht besondere Vorschriften bestehen, nur insoweit zuldssig, als sie zur Abwehr einer Gefahr im Sinn des
8 3 Z 1 oder zum Schutz der Rechte anderer Personen in der psychiatrischen Abteilung unerlésslich sind
und zu ihrem Zweck nicht auller Verhéltnis stehen. Sie sind in der Krankengeschichte unter Angabe des
Grundes zu dokumentieren und unverziiglich dem Patienten und dessen Vertreter mitzuteilen. Auf
Verlangen des Patienten, seines Vertreters oder des Abteilungsleiters hat das Gericht Uber die
Zuléssigkeit einer solchen Beschrinkung unverziiglich zu entscheiden.*

59. § 35 samt Uberschrift lautet:
»Medizinische Behandlung

8 35. (1) Der Patient darf nur nach den Grundsatzen und anerkannten Methoden der medizinischen
Wissenschaft behandelt werden. Diese Behandlung, sei sie auch nicht psychiatrischer Art, ist nur insoweit
zuldssig, als sie zu ihrem Zweck nicht auler Verhéltnis steht.

(2) Der Grund und die Bedeutung der medizinischen Behandlung sind, soweit dies mdglich und
seinem Wohl nicht abtréglich ist, dem Patienten, weiters, wenn vorhanden, dem gewahlten oder
gesetzlichen Vertreter und auf Verlangen des Patientenanwalts auch diesem zu erldutern.

(3) Halt der Arzt den Patienten fiir nicht entscheidungsfahig, so hat er sich nachweislich um die
Beiziehung von Angehdrigen, anderen nahestehenden Personen, Vertrauenspersonen und im Umgang mit
Menschen in solchen schwierigen Lebenslagen besonders gelibten Fachleuten zu bemdihen, die den
Patienten dabei unterstiitzen kénnen, seine Entscheidungsféhigkeit zu erlangen. Soweit der Patient aber
zu erkennen gibt, dass er mit der beabsichtigten Beiziehung anderer Personen und der Weitergabe von
medizinischen Informationen nicht einverstanden ist, hat der Arzt dies zu unterlassen.*

60. 8§ 36 lautet:

,»,8 36. (1) Soweit der Patient entscheidungsfahig ist, darf er nur mit seiner Einwilligung behandelt
werden; eine besondere Heilbehandlung darf nur mit seiner schriftlichen Einwilligung durchgefiihrt
werden.

(2) Soweit der Patient nicht entscheidungsféhig ist und einen gewahlten oder gesetzlichen Vertreter
hat, darf er nur mit Zustimmung seines Vertreters behandelt werden; eine besondere Heilbehandlung darf
nur mit schriftlicher Zustimmung des Vertreters durchgefuhrt werden.

(3) Soweit der Patient nicht entscheidungsféhig ist und keinen gewéhlten oder gesetzlichen Vertreter
hat, darf er ohne Einwilligung und Zustimmung behandelt werden; von der Behandlung ist unverziiglich
der Patientenanwalt zu verstindigen.*

61. Nach § 36 wird folgender § 36a eingefiigt:

,,8 36a. (1) Das Gericht hat vor einer Behandlung tiber deren Zul&ssigkeit zu entscheiden,
1. wenn in den Féllen des § 36 Abs. 2 und 3 eine besondere Heilbehandlung vorgenommen werden
soll,
2. wenn in den Féllen des 8 36 Abs. 2 der gewéhlte oder gesetzliche Vertreter der medizinischen
Behandlung nicht zustimmt und dadurch dem Willen des Patienten nicht entspricht oder
3. wenn der Patient dies nach entsprechender Belehrung verlangt sowie auf Verlangen seines
Vertreters oder des Abteilungsleiters.

(2) Erklart das Gericht die Behandlung fiir zuléssig, so ersetzt es im Fall des Abs. 1 Z 2 damit die
Zustimmung des Vertreters.

62. § 37 lautet:

8 37. Die Aufklarung, Unterstiitzung und Einwilligung des Patienten, die Verstandigung und
Zustimmung seines Vertreters sowie die gerichtliche Entscheidung sind nicht erforderlich, wenn mit der
damit einhergehenden Verzdgerung der medizinischen Behandlung fur den Patienten eine Gefahrdung
des Lebens, die Gefahr einer schweren Schéadigung der Gesundheit oder starke Schmerzen verbunden
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wiren. Uber die Notwendigkeit und Dringlichkeit einer Behandlung entscheidet der Abteilungsleiter.
Dieser hat den Vertreter nachtréglich von der Behandlung zu versténdigen.*

63. Nach § 37 wird folgender § 37a samt Uberschrift eingefiigt:

,Behandlung aulerhalb der psychiatrischen Abteilung

8 37a. Muss eine medizinische Behandlung nicht psychiatrischer Art an einem untergebrachten
Patienten auBerhalb einer psychiatrischen Abteilung durchgefiihrt werden, so bleibt die Unterbringung bei
Fortbestand der Voraussetzungen des § 3 Z 1 nach MaRgabe des § 32 Abs. 3 Z 2 und 3 fir die Zeit der
Behandlung aufrecht.*

64. 8§ 38 lautet:

,»8 38. (1) Vor der Entscheidung uber die Zuldssigkeit einer Beschrankung der Bewegungsfreiheit,
der Einschrankung der Kontakte zur AuRenwelt, der Beschrénkung eines sonstigen Rechts und tber die
Zuléssigkeit einer medizinischen Behandlung hat sich das Gericht in einer Tagsatzung an Ort und Stelle
einen personlichen Eindruck vom Patienten und dessen Lage zu verschaffen. Zur Tagsatzung hat das
Gericht den Vertreter des Patienten und den Abteilungsleiter zu laden; es kann auch einen
Sachverstandigen (8§ 19 Abs. 3) beiziehen.

(2) Die Entscheidung des Gerichtes ist in der Niederschrift Uber die Tagsatzung zu beurkunden; sie
ist nur auf Verlangen des Patienten, seines Vertreters oder des Abteilungsleiters innerhalb von sieben
Tagen auszufertigen und dem Patienten, seinem Vertreter und dem Abteilungsleiter zuzustellen. § 26
Abs. 1 und 3 sowie die §8 28 und 29 sind anzuwenden.

(3) Einem in der Tagsatzung angemeldeten Rekurs gegen den Beschluss, mit dem (Uber die
Zuldssigkeit einer Behandlung nach § 36 Abs. 2 und 3 entschieden wird, kommt aufschiebende Wirkung
zu, sofern das Gericht nichts anderes bestimmt.

65. Die Uberschrift vor § 38a wird durch folgende Abschnittstiberschrift ersetzt:

,»38. Abschnitt
Nachtriigliche Uberpriifung®

66. § 38a Abs. 1 lautet:

»(1) Auf Antrag des Patienten oder seines Vertreters hat das Gericht nachtriglich iiber die
Zuléssigkeit der Unterbringung, der Beschrankung der Bewegungsfreiheit, der Einschrankung der
Kontakte zur Auenwelt, der Beschréankung eines sonstigen Rechts oder der medizinischen Behandlung
zu entscheiden, auch wenn die Unterbringung bereits aufgehoben oder die Beschréankung, Einschrankung
oder Behandlung bereits beendet wurde und seit dem Ende der Unterbringung nicht mehr als drei Jahre
vergangen sind. Auf Antrag des Vertreters hat das Gericht darliber auch dann zu entscheiden, wenn der
Patient wiahrend oder bis zu einem Monat nach Authebung der Unterbringung verstorben ist.

67. In § 38a Abs. 2 wird das Wort ,,Kranken* durch das Wort ,,Patienten* ersetzt.

68. In §38a Abs.3 wird die Wortfolge ,Einschrinkung des Verkehrs* durch die Wortfolge
»Einschrinkung der Kontakte zur Aulenwelt und das Wort ,,drztliche” durch das Wort ,, medizinische*
ersetzt.

69. Vor der Uberschrift vor § 39 , Einsicht in die Krankengeschichte* wird folgende Abschnittstiberschrift
eingefiigt:

,»9. Abschnitt
Datenschutz*

70. 8§ 39 lautet:
,,8 39. Der Patient und sein Vertreter haben das Recht auf Einsicht in die Krankengeschichte.*

71. § 39a samt Uberschrift lautet:
s»Datenverarbeitung im Rahmen der drztlichen Untersuchung

§ 39a. (1) Die in § 8 Abs. 1 genannten Arzte sind ermachtigt, den in § 8 Abs. 3 genannten Personen
und Stellen die zur Abklérung, ob die betroffene Person in anderer Weise als durch Unterbringung
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ausreichend medizinisch behandelt oder betreut werden kann, erforderlichen Informationen zur Identitat
der betroffenen Person sowie (iber ihre Krankheit und ihren Betreuungsbedarf zu tibermitteln.

(2) Die in § 8 Abs. 3 Z 1 genannten Personen sind zur Geheimhaltung der nach Abs. 1 erhaltenen
Informationen Uber die Krankheit der betroffenen Person und ihren Betreuungsbedarf verpflichtet. Die in
8 8 Abs. 3 Z 2 und 3 genannten Stellen durfen diese Informationen nur zur Abklarung, ob die Betreuung
tbernommen werden kann, sowie zur Betreuung der betroffenen Person verarbeiten und missen diese,
wenn sie die Betreuung nicht {ibernehmen, unverziiglich 16schen.*

72. § 39b samt Uberschrift lautet:
,Datenverarbeitung durch die Sicherheitsbehérden

8§39b. (1) Die die Amtshandlung nach 89 durchfihrenden Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes diirfen dem in § 8 Abs. 1 genannten Arzt und dem in § 9 Abs. 4 genannten ortlichen
Rettungsdienst die erforderlichen Informationen zur Identitat der betroffenen Person tibermitteln sowie
Uber ihre Wahrnehmungen im Zuge der Amtshandlung berichten. Sie haben den Bericht im Sinn des § 9
Abs. 6 sowie die Bescheinigung im Sinn des § 8 unverziglich dem Abteilungsleiter zur Aufnahme in die
Krankengeschichte zu Ubermitteln.

(2) Der Bericht sowie die Bescheinigung durfen weiters flr ein den Patienten betreffendes
gerichtliches Unterbringungs-, Erwachsenenschutz-, Pflegschafts- oder Strafverfahren, ein gerichtliches
Strafverfahren im Zusammenhang mit der Amtshandlung nach § 9 sowie fiir die Uberpriifung der
RechtmalRigkeit und OrdnungsméRigkeit der Amtshandlung verarbeitet werden.

(3) Die Sicherheitsbehorde, der die Amtshandlung nach § 9 zuzurechnen ist, darf Informationen (ber
das Vorliegen einer psychischen Krankheit der betroffenen Person und einer damit im Zusammenhang
stehenden ernstlichen und erheblichen Gefédhrdung des Lebens oder der Gesundheit anderer den beziglich
der betroffenen Person zur Priifung der Verl&sslichkeit fur den Bereich des Waffen-, Schief3-, Munitions-
und Sprengmittelwesens oder des Luftfahrt- oder Eisenbahnwesens zustandigen Behdrden (bermitteln,
wenn

1. die Information Uber ein das Leben und die Gesundheit anderer gefahrdendes Verhalten ohne den
Hinweis auf das Vorliegen einer psychischen Krankheit zur Prifung der Eignung bzw.
Verlasslichkeit der betroffenen Person nicht ausreichend erscheint und

2. sie vom Gericht die Mitteilung erhalten haben, dass die Unterbringung nach § 20 Abs. 1 fir
zuldssig erklart worden ist.

(4) Die Sicherheitshehorde, der die Amtshandlung nach § 9 zuzurechnen ist, darf Informationen tber
das Vorliegen einer psychischen Krankheit der betroffenen Person und einer damit im Zusammenhang
stehenden ernstlichen und erheblichen Gefahrdung des Lebens oder der Gesundheit anderer Personen der
zur Prufung der Eignung flr den Bereich des Flhrerscheinwesens zustandigen Behdrde tibermitteln, wenn
diese Gefahr beim Lenken eines Kraftfahrzeuges auf einer Strae mit 6ffentlichem Verkehr aufgetreten
ist und zusatzlich die Voraussetzungen des Abs. 3 Z 1 und 2 gegeben sind.

(5) Die Mitteilungen diirfen von den nach Abs. 3 und 4 informierten Behdrden nur zur Beurteilung
der Eignung bzw. Verlisslichkeit verwendet werden.*

73. Nach § 39b werden folgende §§ 39¢ bis 39f samt Uberschriften eingefiigt:
»Datenverarbeitung durch den Abteilungsleiter

8§ 39c. (1) Fur die Datenverarbeitung durch den Abteilungsleiter im Rahmen der Abklarung bei der
Aufnahmeuntersuchung, ob die betroffene Person in anderer Weise als durch Unterbringung ausreichend
medizinisch behandelt oder betreut werden kann, ist § 39a anzuwenden.

(2) Der Abteilungsleiter hat der Verstandigung des Gerichts nach § 17

1. die arztliche Bescheinigung nach § 8,

2. den Bericht der Organe des oOffentlichen Sicherheitsdienstes (ber die Amtshandlung nach § 9
Abs. 6,

3. eine maschinschriftliche Ausfertigung des &rztlichen Zeugnisses (§ 10 Abs. 1) sowie allenfalls

4. ein maschinschriftliche Ausfertigung des zweiten &rztlichen Zeugnisses (8§ 10 Abs. 3)
anzuschlieRen.

(3) Im Rahmen seiner Bemilhung um eine angemessene soziale und psychiatrische Betreuung des
Patienten auBerhalb der psychiatrischen Abteilung (88 10 Abs.5 und 32b Abs. 1) kann der

Abteilungsleiter mit Einwilligung des Patienten Angehérigen und Einrichtungen, die ihn betreuen
kdnnen, die zur Beurteilung der Betreuungsibernahme erforderlichen Informationen zur Identitat des
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Patienten sowie iber dessen Krankheit und Betreuungsbedarf erteilen. Verfligt der Patient nicht Uber die
erforderliche Entscheidungsféhigkeit, so ist die Zustimmung seines gewahlten oder gesetzlichen
Vertreters einzuholen. Die Einrichtungen dirfen diese Informationen nur zur Abklérung, ob die
Betreuung ibernommen werden kann, sowie zur Betreuung des Patienten verarbeiten und missen diese,
wenn sie die Betreuung nicht Gibernehmen, unverziglich léschen.

(4) Wenn einem Abteilungsleiter nach 8 9 Abs. 6 ein Betretungs- und Anndherungsverbot gemaf
8 38a Abs. 1 SPG oder eine einstweilige Verfiigung nach §§ 382b, 382c und 382d EO mitgeteilt wurde,
hat er die vorfihrende oder die néchste Sicherheitsdienststelle von dem Umstand, dass die betroffene
Person nicht untergebracht wird, unverziglich zu verstandigen.

(5) Der Abteilungsleiter hat die vorfihrende oder die néchste Sicherheitsdienststelle von dem
Umstand, dass die betroffene Person nicht untergebracht wird, (berdies dann unverzlglich zu
verstandigen, wenn er annimmt, dass die betroffene Person das Leben oder die Gesundheit anderer
gegenwartig und erheblich gefahrdet; dies hat er in der Verstandigung darzulegen.

(6) § 80 Abs. 1 StPO bleibt unberihrt.

839d. (1) Der Abteilungsleiter hat von der Aufhebung der Unterbringung unverziglich die
vorfuhrende oder die nachste Sicherheitsdienststelle zu verstandigen, wenn

1. die Voraussetzungen des § 39¢c Abs. 4 und 5 vorliegen oder

2. der Patient der Abteilung eigenméchtig ferngeblieben ist und der Abteilungsleiter die
Voraussetzungen des § 3 weiterhin fur gegeben erachtet oder

3. der Patient auferhalb der psychiatrischen Abteilung behandelt wurde, der Abteilungsleiter die
Voraussetzungen des 8 3 weiterhin fir gegeben erachtet und der Patient nicht freiwillig in die
psychiatrische Abteilung zurlickkehrt.

(2) Der Abteilungsleiter hat in der Verstdndigung zu begriinden, weshalb er annimmt, dass die
Voraussetzungen des § 39c Abs.5 oder des § 3 vorliegen. Nimmt der Abteilungsleiter an, dass die
Voraussetzungen des §39c Abs.5 oder des 83 nicht mehr vorliegen, so hat er hievon die
Sicherheitsdienststelle zu verstandigen.

Datenverarbeitung durch das Gericht

§ 39%¢. (1) Das Gericht hat Einsicht in den Akt nach MalRgabe des § 219 Abs. 1 und 4 ZPO, RGBI.
Nr. 113/1895, in der Fassung des BGBI. | Nr. 109/2018, zu gewéhren.

(2) Im Rahmen der Amtshilfe darf das Gericht nur Auskiinfte tber den Gesundheitszustand des
Patienten fiir ein den Patienten betreffendes gerichtliches Unterbringungs-, Erwachsenenschutz-,
Pflegschafts- oder Strafverfahren, ein gerichtliches Strafverfahren im Zusammenhang mit der
Amtshandlung nach § 9 sowie fir die Uberpriifung der RechtmaBigkeit und OrdnungsméaRigkeit der
Amtshandlung erteilen.

(3) Das Gericht hat von der vorlaufigen Zuléssigkeit der Unterbringung (8 20 Abs. 1) die
Sicherheitsbehdrde, der die Amtshandlung der Vorflihrung zuzurechnen ist (8 9), zu verstandigen.

(4) Beschllsse, mit denen das Gericht eine Unterbringung, eine Bewegungseinschrédnkung, eine
Einschrankung des Verkehrs mit der Auenwelt oder eine Beschrankung anderer Rechte fur unzuléssig
erklart, hat es dem Bundesminister flr Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz in
pseudonymisierter Form zu Ubermitteln. Diese Beschliisse dirfen vom Bundesminister nur zur Erflllung
seiner Aufsichtspflicht gegeniiber den Anstaltstrégern (§ 2 Abs. 2) verwendet werden.

Speicherung und Léschung der Daten

§ 39f. (1) Die in § 8 Abs. 1 genannten Arzte, die Sicherheitsbehdrden, denen die Amtshandlungen
nach 89 zuzurechnen sind, sowie die nach 8§ 39b Abs. 3 und 4 informierten Behdrden dirfen die
Aufzeichnungen tber die genannten Amtshandlungen sowie die Bescheinigungen im Sinn des 8 8 nur in
einer Weise speichern, dass die Aufzeichnungen und Bescheinigungen nicht, auch nicht erleichtert, nach
einem auf die psychische Krankheit oder die Unterbringung hindeutenden Merkmal aufgefunden werden
kdnnen.

(2) Die Aufzeichnungen und Bescheinigungen sind, soweit sie nicht Bestandteil der
Krankengeschichte oder der Gerichtsakten geworden sind, nach drei Jahren, sollte zu diesem Zeitpunkt
ein Verfahren zur Uberpriifung der Amtshandlung anhéngig sein, nach dessen Abschluss, unverzuglich zu
16schen.

(3) Die in §8 Abs. 3 Z2 und 3 genannten Stellen haben die nach dieser Bestimmung erhaltenen
personenbezogenen Daten Uber die Krankheit und den Betreuungsbedarf der betroffenen Person, deren
Betreuung sie Ubernommen haben, spétestens bei Beendigung der Betreuung zu léschen. Sonstige
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Aufbewahrungs- und Léschungspflichten, denen die in 88 Abs.3 Z2 und 3 genannten Stellen
unterliegen, bleiben unberiihrt.

74. Nach § 39f werden folgende §§ 40 bis 40g samt Uberschriften eingefiigt:

,»10. Abschnitt
Besondere Bestimmungen fur die Unterbringung Minderjéhriger

Allgemeines

8 40. Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, sind auf die Unterbringung Minderjéhriger
die bisherigen Abschnitte anzuwenden.

Voraussetzungen der Unterbringung

8 40a. (1) Im Rahmen der Abklarung des Arztes (8 8 Abs. 1), ob ein Minderjéhriger in anderer
Weise ausreichend medizinisch behandelt oder betreut werden kann (8 8 Abs. 3), kann, soweit dies
zweckmaBig und verhaltnismaBig ist, auch der Kinder- und Jugendhilfetrager angehort werden.

(2) Der Abteilungsleiter hat im Zuge der Abklarung der Unterbringungsvoraussetzungen den
Minderjahrigen einschlieflich seiner Familie mit seinen Problemen und seinem Lebensraum
kennenzulernen; soweit zweckmalRig und verhédltnismédRig hat er hierbei den Kinder- und
Jugendhilfetrager anzuhdren.

Besondere Verfahrensfahigkeit

8 40b. (1) Mundige Minderjahrige kénnen in Verfahren uber die Zulassigkeit der Unterbringung, der
Beschréankung der Bewegungsfreiheit, der Einschrdnkung der Kontakte zur AuRenwelt, der Beschrankung
eines sonstigen Rechts oder der medizinischen Behandlung selbsténdig vor Gericht handeln.

(2) Die Befugnis des Vertreters des Minderjahrigen, auch in dessen Namen Verfahrenshandlungen
Zu setzen, bleibt unberiihrt. Stimmen Antrdge, die der Minderjahrige und der Vertreter gestellt haben,
nicht Uberein, so sind bei der Entscheidung alle Antrége inhaltlich zu beriicksichtigen.

Unterbringung ohne Verlangen

8 40c. (1) Verlangt dies der Minderjéhrige oder sein Vertreter, so hat ein Facharzt fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie den aufgenommenen Minderjahrigen zu untersuchen und ein zweites é&rztliches
Zeugnis Uber das Vorliegen der Voraussetzungen der Unterbringung zu erstellen.

(2) Das Gericht kann zur Abklarung der Behandlungs- und Betreuungsmdglichkeiten des
Minderjéhrigen auferhalb der psychiatrischen Abteilung den Trager der Kinder- und Jugendhilfe
anhdren.

(3) 819 Abs. 3 gilt mit der MalRgabe, dass das Gericht der Anhdrung des Minderjahrigen tunlichst
einen Facharzt fir Kinder- und Jugendpsychiatrie beizuziehen hat.

(4) Auf Verlangen des Minderjahrigen, dessen Vertreters oder des Abteilungsleiters hat das Gericht
als zweiten Sachverstandigen im Sinn des § 22 Abs. 1 tunlichst einen Facharzt fir Kinder- und
Jugendpsychiatrie zu bestellen.

Medizinische Behandlung

8 40d. (1) Soweit der Minderjéhrige entscheidungsféhig ist, darf er nur mit seiner Einwilligung
behandelt werden; im Zweifel wird das Vorliegen dieser Entscheidungsfahigkeit bei mindigen
Minderjéhrigen vermutet. Eine besondere Heilbehandlung darf nur mit seiner schriftlichen Einwilligung
durchgeflhrt werden; zusétzlich ist die schriftliche Zustimmung des Erziehungsberechtigten erforderlich.

(2) Soweit der Minderjahrige nicht entscheidungsfahig ist, darf er nur mit Zustimmung seines
Erziehungsberechtigten behandelt werden; eine besondere Heilbehandlung darf nur mit schriftlicher
Zustimmung des Erziehungsberechtigten durchgefiihrt werden.

(3) Auf Verlangen des Minderjéhrigen, seines Vertreters oder des Abteilungsleiters hat das Gericht
unverzuglich vor der Behandlung lber deren Zuldssigkeit zu entscheiden.

(4) Das Gericht hat vor der Behandlung (ber deren Zuldssigkeit zu entscheiden, wenn der
Erziehungsberechtigte der Behandlung des nicht entscheidungsfahigen Minderjahrigen nicht zustimmt
und dadurch dessen Wohl geféhrdet.
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Krankenhaustypische Beschréankungen

8§ 40e. (1) Malnahmen, denen Minderjahrige aufgrund ihres Alters in Krankenanstalten
typischerweise unterworfen werden und die nicht in Beschrankungen der Bewegungsfreiheit auf einen
Raum oder innerhalb eines Raumes bestehen, gelten nicht als Beschrankungen im Sinn der §8 33 bis 34a.

(2) Beschrankungen im Sinn des Abs. 1 sind in der Krankengeschichte unter Angabe des Grundes zu
dokumentieren und binnen 72 Stunden ab Durchfiihrung der Beschrankung dem Erziehungsberechtigten
des Minderjahrigen mitzuteilen.

Datenverarbeitung

8 40f. (1) Der Arzt (8 8 Abs.1), der Abteilungsleiter und das Gericht sind erméchtigt, dem
Erziehungsberechtigten und dem Kinder- und Jugendhilfetrager fiir die Betreuung des Minderjahrigen
Informationen zur ldentitdt der betroffenen Person sowie Uber die Krankheit des Minderjéhrigen und
dessen Betreuungsbedarf zu erteilen. Fir die Datenverarbeitung im Rahmen der Beiziehung des
Kriseninterventionsteams durch den Arzt (8 40a Abs. 1) gilt 8 39a.

(2) Der Abteilungsleiter hat im Rahmen seiner Bemiihung um eine angemessene soziale und
psychiatrische Betreuung des Minderjéhrigen auBerhalb der psychiatrischen Abteilung (§ 10 Abs. 5 und
8 32b Abs. 1), soweit dies zweckm&Big und verh&ltnismaRig ist, den Kinder- und Jugendhilfetrager
anzuhdoren.

840g. (1) Soweit dies zweckmdlRig und verhédltnismaRig ist, hat der Abteilungsleiter mit
Zustimmung des Erziehungsberechtigten oder, soweit der Minderjéhrige entscheidungsféhig ist, mit
dessen Einwilligung mit der Schule, dem Kindergarten oder einer anderen Betreuungseinrichtung des
Minderjéhrigen die fur dessen weitere Betreuung erforderlichen Rahmenbedingungen zu erdrtern und
dazu Informationen lber dessen Krankheit und Betreuungsbedarf zu erteilen.

(2) Die in Abs.1 genannten Einrichtungen dirfen diese Informationen nur zur Betreuung des
Minderjahrigen verarbeiten und mussen diese, soweit sie personenbezogene Daten enthalten, spatestens
nach Beendigung der Betreuung l6schen. Sonstige Aufbewahrungs- und Léschungspflichten bleiben
unberiihrt.*

75. Vor der Uberschrift vor § 40h ,,Kosten* wird folgende Abschnittsiiberschrift eingefugt:

,»11. Abschnitt
Schlussbestimmungen*

76. Der bisherige § 40 tragt die Paragrafenbezeichnung ,,§ 40h*.
77. Die Uberschrift vor § 42 lautet:

,,Ubergangsbestimmungen“
78. In § 42 Abs. 3 wird das Wort ,,Kranken* durch das Wort ,,Patienten‘ ersetzt.

79. Dem § 42 wird folgender Abs. 5 angefigt:

,»(5) Fiir das Inkrafttreten der UbG-IPRG-Novelle 2022, BGBI. | Nr. 147/2022, gilt Folgendes:

1. Der Titel des Gesetzes, die Uberschrift ,,1. Abschnitt Allgemeine Bestimmungen®, § 2 samt
Uberschrift, die Uberschriften ,,2. Abschnitt Voraussetzungen der Unterbringung® und
,,3. Abschnitt Unterbringung auf Verlangen®, § 4 Abs. 1 und 2 sowie § 6 Abs. 2, 3 und 4 samt
Uberschrift, die Uberschrift vor §7, die Uberschrift ,4. Abschnitt Unterbringung ohne
Verlangen®, §§ 8 bis 10 samt Uberschriften, § 11, die Uberschrift ,,5. Abschnitt Gerichtliche
Uberpriifung®, § 12, § 13 Abs. 1 und 3 samt Uberschrift, §§ 14 bis 16, § 16a samt Uberschrift,
§ 18, § 19 samt Uberschrift, 20 Abs. 1, § 22 samt Uberschrift, §§ 23 Abs. 1, 24, 25 Abs. 1 und 2,
§ 26 Abs. 1 samt Uberschrift, §§ 27, 28 Abs. 1 und 3, §29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 2a, die
Uberschrift ,,6. Abschnitt Aufhebung der Unterbringung®, § 31 Abs. 1 samt Uberschrift, § 32
samt Uberschrift, §§32a und 32b, die Uberschrift ,7. Abschnitt Beschrankungen und
Behandlungen®, § 33, § 34 samt Uberschrift, § 34a, § 35 samt Uberschrift, §§ 36 bis 37, § 37a
samt Uberschrift, § 38, die Uberschrift ,,8. Abschnitt Nachtrigliche Uberpriifung®, § 38a, die
Uberschrift ,,9. Abschnitt Datenschutz, § 39, §§ 39a bis 39¢ samt Uberschrift, § 39d, §§ 39 und
39f samt Uberschriften, die Uberschrift ,,10. Abschnitt Besondere Bestimmungen fiir die
Unterbringung Minderjéhriger*, § 40, §§ 40a bis 40f samt Uberschriften, § 40g, die Uberschrift
,,11. Abschnitt Schlussbestimmungen®, § 40h, § 42 samt Uberschrift, § 43 sowie § 47 samt
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Uberschrift treten mit 1. Juli 2023 in Kraft. 885, 13 Abs. 3, 8§ 21 und 25 Abs. 3 treten mit
Ablauf des 30. Juni 2023 auler Kraft.

2. Die 8§ 2, 4, 6, 8 bis 11, 88 13 his 16, 8§88 32 bis 37a, §8 40, 40a, 40c, 40d Abs. 1 bis 3 und 40e
sind auf Unterbringungen, Beschréankungen und Behandlungen anzuwenden, die nach dem
30. Juni 2023 begonnen werden.

3. Die 8§ 12 bis 16a, 88 18 bis 20, 22 bis 31, 8§ 36a, 38, 38a und 40b, 88 40d Abs. 4 sowie 40h
sind auf Verfahren anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2023 anhé&ngig werden.

4. Die 8§39 bis 39f, §§40f und 40g sind auf Datenverarbeitungen nach dem 30. Juni 2023
anzuwenden.

80. In § 43 Abs. 1 wird die Abkiirzung ,,VSPBG* durch die Abkiirzung ,,ErwSchVG* ersetzt.

81. In § 43 Abs. 2 wird das Wort ,,Kranken* jeweils durch das Wort ,Patienten, das Wort , Kranker*
durch das Wort ,,Patient* und die Abkiirzung ,,VSPBG* durch die Abkiirzung ,,ErwSchVG* ersetzt.

82. § 47 samt Uberschrift lautet:
»Vollziehung, Verweise

8§ 47. (1) Mit der Vollziehung sind betraut:

1. hinsichtlich der §8 1, 8 2 Abs. 1 und 3, § 3, § 30 Abs. 3 und 88 33 bis 37a sowie 40d, 40e und
40f, soweit sie von den Gerichten anzuwenden sind, die Bundesministerin fir Justiz im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz, soweit sie von den Krankenanstalten anzuwenden sind, der Bundesminister
fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit der
Bundesministerin fur Justiz;

2. hinsichtlich der § 2 Abs. 2, 88 4 bis 7, 10, 11, 16a, 17 sowie der 88 32 bis 32b, 39, 39¢, 39d und
40, 40a Abs. 2, 40b, 40g und 41 der Bundesminister fir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz;

3. hinsichtlich der 88 8, 9, 39a, 39b, 39f, 40a Abs. 1, 40c und 44 der Bundesminister fir Inneres,
soweit sich diese Bestimmungen aber auf einen Polizeiarzt beziehen, im Einvernehmen mit dem
Bundesminister fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, soweit sich diese
Bestimmungen aber auf einen im o&ffentlichen Sanitatsdienst stehenden Arzt beziehen, der
Bundesminister fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit
dem Bundesminister fir Inneres, soweit sich diese Bestimmungen aber auf einen vom
Landeshauptmann erméchtigten Arzt beziehen, der Bundesminister fur Soziales, Gesundheit,
Pflege und Konsumentenschutz;

4. hinsichtlich der 88 12 bis 16 und 18 bis 29a, § 30 Abs. 1, 2 und 2a, § 31 sowie der §§ 38, 38a und
39e die Bundesministerin fir Justiz, hinsichtlich des § 23 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister fir Inneres und hinsichtlich der 8§ 40h und 43 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister fur Finanzen.

(2) Verweise auf andere Bundesgesetze beziehen sich auf deren jeweils letzte Fassung.*

Artikel 2
Anderung des Sicherheitspolizeigesetzes

Das Sicherheitspolizeigesetz — SPG, BGBI. Nr. 566/1991, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 50/2022, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis entfallt der Eintrag zu § 46.

2.845 Abs. 1 Z 1 lautet:
,.1. Menschen, die zurechnungsunfahig sind (§ 11 StGB), oder*

3. § 46 samt Uberschrift entfallt.

4, § 47 Abs. 1 lautet:

»(1) Jeder nach § 45 Festgenommene hat das Recht, dass auf sein Verlangen ohne unnétigen
Aufschub und nach seiner Wahl ein Angehoriger, in den Féllen des §45 Abs.1 Z1 auch ein
Rechtsbeistand, von der Festnahme verstandigt wird. Bei der Festnahme und Anhaltung ist auf die
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Achtung der Menschenwirde des Betroffenen und auf die moglichste Schonung seiner Person Bedacht zu
nehmen.*

5. Nach § 94 Abs. 53 wird folgender Abs. 53a eingefiigt:

»(532) §§ 45 Abs. 1 Z 1, 47 Abs. 1 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 147/2022 treten mit 1. Juli 2023 in Kraft. § 46 samt Uberschrift tritt mit Ablauf des
30. Juni 2023 aufler Kraft.«

Artikel 3
Anderung des IPR-Gesetzes

Das IPR-Gesetz, BGBI. Nr.304/1978, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 72/2019, wird wie folgt gedndert:

1. § 15 samt Uberschrift lautet:
»Schutz Erwachsener

§15. (1) Soweit nicht das Haager Ubereinkommen (iber den internationalen Schutz von
Erwachsenen vom 13. Januar 2000 anzuwenden ist, richtet sich der Schutz der Person und des Vermdgens
eines Erwachsenen, der aufgrund einer Beeintrachtigung oder der Unzulénglichkeit seiner persénlichen
Féahigkeiten nicht in der Lage ist, seine Interessen zu schiitzen (schutzberechtigter Erwachsener), nach den
folgenden Regelungen.

(2) Die Voraussetzungen, die Wirkungen und die Beendigung der Vertretung eines
schutzberechtigten Erwachsenen von Gesetzes wegen, mit oder ohne Registrierungserfordernis, sind nach
dem Recht des Staates zu beurteilen, in dem der Erwachsene im Zeitpunkt der Entstehung dieser
Vertretung seinen gewohnlichen Aufenthalt hatte.

(3) Die Voraussetzungen, die Wirkungen und die Beendigung von gerichtlichen oder behordlichen
MaRnahmen zum Schutz der Person und des Vermdgens eines schutzberechtigten Erwachsenen sind nach
seinem Personalstatut zu beurteilen.

(4) Die Bedingungen der Ausiibung einer Vertretung im Sinne des Abs. 2 oder der Durchfiihrung
einer Malknahme im Sinne des Abs. 3 sind nach dem Recht des Staates zu beurteilen, in dem sie ausgelibt
bzw. durchgefiihrt wird.*

2.1n 8§ 26 Abs. 1 lautet der zweite Satz:

,Hat das Kind im Zeitpunkt, zu dem der Vertrag iiber diec Annahme an Kindesstatt geschlossen wurde,
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet, so ist sein Personalstatut nur hinsichtlich der Zustimmung des
Kindes oder eines Dritten, zu dem das Kind in einem familienrechtlichen Verhéltnis steht, maBgebend.*

3. Dem § 50 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Die §§15 und 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 147/2022, treten mit
1. September 2022 in Kraft. Ist die Vertretung eines Erwachsenen von Gesetzes wegen vor dem
Inkrafttreten dieser Bestimmung entstanden, so ist diese wirksam, wenn die VVoraussetzungen nach dem in
8 15 Abs. 2 bezeichneten Recht oder nach dem zum Zeitpunkt ihrer Entstehung anzuwendenden Recht
erfillt sind. Die Wirkungen und die Beendigung einer vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung
entstandenen Vertretung eines Erwachsenen von Gesetzes wegen sind nach dem in 815 Abs. 2
bezeichneten Recht zu beurteilen; soweit dieses Recht die Wirkungen oder die Beendigung der
Vertretung eines Erwachsenen von Gesetzes wegen nicht regelt, ist jenes Recht anzuwenden, nach dem
die Vertretung wirksam entstanden ist.*

Artikel 4
Anderung des AuRerstreitgesetzes

Das AuRerstreitgesetz, BGBI. | Nr. 111/2003, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 38/2019, wird wie folgt gedndert:

1. In 8 131b Abs. 4 Z 3 wird der Verweis ,,(§ 131a Abs. 3 AuB3StrG)“ durch den Verweis ,,(§ 131a Z 2)*
ersetzt.
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2. Nach § 2070 wird folgender § 207p samt Uberschrift angefiigt:
wHInkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 147/2022

8 207p. 8 131b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 147/2022 tritt mit 1. September 2022
in Kraft.”

Artikel 5
Anderung der Notariatsordnung

Die Notariatsordnung, RGBI. Nr. 75/1871 zuletzt geéndert durch BGBI. | Nr. 86/2021, wird wie
folgt geéndert:

1. In 8 140h Abs. 8 wird nach dem Wort , Erwachsenenvertreter, “ die Wortfolge ,,den Leitern einer
Krankenanstalt fur Psychiatrie oder einer Abteilung fur Psychiatrie oder Kinder- und Jugendpsychiatrie,
eingefugt.

2. § 189 wird folgender Abs. 16 angefigt:

,»(16) § 140h Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 147/2022 tritt mit 1. Juli 2023 in
Kraft.«

Van der Bellen

Nehammer

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2022-09-16T15:10:55+02:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




		2022-09-16T15:10:55+0200
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




